
Bundess02ialgericht

? 5 RKn 44/75 '

I m N a m e n d e s V o l k e sVerkündet

am 21. Juli 1976

_
U r t e i l

Amt31nspektor
als Urk.Beamter in dem Rechtsstreit
d.Geschaftsstelle

..........Co00.00.000000.0000000000........Ooocoooooo

Kläger und Revisionsklägerin,

g e g e n

00.00.000000000...-...0.0.0.0.........ocoooococol00..

Beklagten und Revisionsbeklagten,

beigeladen:

..co.-o.......oo..-oo.an...-..ooooooooo-ooooooo-ooooo

Der 5. Senat des Bundessozialgerichüghat in der

mündlichen Verhandlung vom 21. Jüli 4976 durch die
Richter S c h r 6 d e r — Vorsitzender —, M a y

und G e i g e r — N i e t s c h sowie die ehren-

amtlichen Richter J a k u b o w s k i und

Dr. H u d e w e n t z für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Sozialgerichts Münster vom 29. Oktober 4975 wird
zurückgewiesen.

Die Beteiligten haben einander außergerichtliche

Kosten auch der Revisionsinstanz nicht zu

erstatten.
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Der klagende Landschaftsverband begehrt in seiner Eigen—

schaft als überörtlicher Träger der Sozialhilfe von der

beklagten Bundesknappschaft teilweisen Ersatz der Kosten,

die ihm dadurch entstanden sind, daß er dem bei der Be—

klagten versicherten Beigeladenen, Walter D ,
einen

Sanatoriumsaufenthalt gewährt hat.

Der querschnittsgelähmte Beigeladene, der der knappschaft—

lichen Krankenversicherung angehört, befand sich in der

Zeit vom 26. September bis zum 24— Oktober 4972 auf ärzt—

liches Anraten in der Medizinischen Abteilung des Berufs-

förderungswerks Wildbad "Johannes—Straubinger—Haus". Die

Kosten trug der klagende Landschaftsverband. Der Beige-

ladene hatte lediglich einen Kostenbeitrag in Höhe von

DM 56,—— an häuslicher Ersparnis zu leisten.

Die Beklagte lehnte es dem klagenden Landschaftsverband

gegenüber ab, einen Kurmittelzuschuß nach 5 66 Abs. }

ihrer Satzung zu leisten, weil badeärztlich verordnete

Kurmittel nicht in Anspruch genommen worden seien.

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage mit Urteil vom
29. Oktober 4975 abgewiesen- Zur Begründung hat es im

wesentlichen ausgeführt, es könne dahingestellt bleiben,

ob ein vom Sozialhilfeträger gewährtes stationäres Heil-

verfahren ein Kuraufenthalt für eigene Rechnung im Sinne

des 5 66 Abs. 5 der Satzung der Beklagten sei, denn auch
die weitere Voraussetzung, daß der Zuschuß nur zu bade-

ärztlich verordneten Kurmitteln gewährt werde, sei nicht

eriüllt. Es sei unstreitig‚ Öa■ ein Baüeath niöht in
Anspruch genommen und badeärztlicherseits auch keine

Kurmittel verordnet worden seien. Der Beigeladene sei
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lediglich stationär behandelt worden. Es habe sich daher

nicht um einen Küraufenthalt im Sinne des 5 66 Abs. 5 der
Satzung der Beklagten, sondern um eine stationäre Heilbe—

handlung gehandelt. Hierfür sehe die Satzung der Beklagten

keine Leistungen für Versicherte vor.

Der klagende Landschaftsverband hat dieses Urteil mit der

— vom SG zugelassenen — Sprungrevision angefochten und

eine Fotokopie der Sitzungsniederschrift vor dem SG bei-
gefügt, wonach der Vertreter der Beklagten vor der Urteils-

verkündung erklärte, er stimme der Sprungrevision zu, falls

sie im Urteil zugelassen werden sollte. Der Kläger trägt

vor, entgegen der Ansicht des SG habe es sich bei dem

Aufenthalt des Beigeladenen im Johannes-Straubinger-Haus

um eine Kur gehandelt, so daß 5 66 Abs. 5 der Satzung der
Beklagten anzuwenden sei. Der danach zu gewährende Kurmittel—

zuschuß könne nicht auf Kurmittel beschränkt werden, die

durch einen Badearzt verordnet worden seien. Insoweit ver—

stoße die Satzungsbestimmung sowohl gegen den Gleichheits-

grundsatz als auch gegen den Grundsatz der Nachrangigkeit

der Sozialhilfe, weil schwerbehinderte Versicherte schlech—

ter geetellt würden als leichter oder nicht behinderte.

Eine solche Schlechterstellung trete immer dann ein, wenn

der Versicherte wegen der Schwere des Krankheitsbildes

keinen Badearzt in Anspruch nehme, sondern die dringend er-

forderliche Kur nur in einer klinischen Einrichtung unter

ärztlicher Betreuung durchführen könne.

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Beklagte

für verpflichtet zu erklären, dem Kläger die

Kosten für die Kur des Beigeladenen in der Zeit

vom 26. September bis zum 24. Oktober 4972 in

Höhe des setzungsmäßigen Zuschusses zu ersetzen.
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Die Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil im Ergebnis, nicht jedoch

in der Begründung für richtig. Die Beklagte ist der An—
sicht, daß es sich bei dem Aufenthalt des Beigeladenen im

Johannas—Straubinger-Haus um eine Kur gehandelt habe. Ein

Kurmittelzuschuß könne nach 5 66 Abs. 5 der Satzung dennoch

nicht gewährt werden, weil der Beigeladene keine badeärzt—

lich verordneten Kurmittel in Anspruch genommen habe. Eine

Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes sei nicht zu er—
kennen.

Der Beigeladene ist im Revisionsverfahren nicht vertreten.

II

Die Sprungrevision des klagenden Landschaftsverbandes ist

zulässig, denn sie ist form— und fristgerecht eingelegt

und begründet worden. Der in 5 464 Abs. 4 Satz 4 des Sozial—
gerichtsgesetzes (SGG) geforderten Schriftform für die

Zustimmung des Gegners ist auch dann genügt, wenn der Re-

visionskläger — wie im vorliegenden Fall - eine beglaubigte

Abschrift oder Fotokopie des Protokolls der mündlichen Ver-

handlung vor dem SG vorlegt, in der die Beteiligten vor
Verkündung des Urteils übereinstimmend erklärt haben, sie

seien mit der Einlegung der Sprungrevision einverstanden
(vgl. BSG in SozR Nrn. 44, 47 zu 5 464 SGG). Die Tatsache,
daß der Beigeladene der Sprungrevision nicht zugestimmt

hat, steht ihrer Zulässigkeit nicht entgegen (vgl. Beschluß

des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes

vom 46. März 4976 — GmS — 0GB 4/75 —).

Die zulässige Sprungrevision des klagenden Landschafts—

verbandes ist jedoch nicht begründet. Das SG hat die Klage

im Ergebnis mit Recht abgewiesen.
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Nach dem gemäß 5 409 des Eeichsknappechaftsgesetzes
(EKG) entsprechend anwendbaren @ 4554 der Reichsversiche—

rungsordnung (EVO) kann der Träger der Sozialhilfe, der

nach gesetzlicher Pflicht einen Sozialhilfeempfänger für

eine Zeit unterstützt, für die er einen Anspruch nach der
EVO hatte oder hat, bis zur Höhe dieses Anspruchs nach

den 55 4552 bis 4557 EVO Ersatz beanspruchen. Der klagen—

de Landschaftsverband, der den Beigeladenen nach den

55 59 Abs. 4 und 40 des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG)

durch Gewährung eines Sanatoriumsaufenthalte unterstützt

hat, kann dafür von der Beklagten keinen Ersatz verlangen,

weil der Beigeladene aus Anlaß des Sanatoriumsaufenthalts

gegen die Beklagte keinen Anspruch nach der EVO hatte

oder hat.

Der erkennende Senat hat zwar bereits entschieden, daß

der Anspruch eines Versicherten auf eine setzungsmäßige

Mehrleigtung gegen den Träger der gesetzlichen Kranken—

versicherung von 5 4554 EVO erfaßt wird (vgl. SozE 2200
Nr. 5 zu 5 487). In der zitierten Entscheidung hat der

Senat weiter ausgeführt, daß 5 487 Nr. 4 EVO in der Zeit

vor dem 4. Oktober 4974 den Versicherungsträger ermächtigte,

einen Kurmittelzuschuß als Kannleistung‚ d.h. als Er—

messensleistung vorzusehen. Gestützt auf diese Ermächti-

gung hat die Satzung der Beklagten in 5 66 Abs. 5 in der
seit dem 4. April 4972 geltenden Fassung folgendes be—

stimmt: "Bei Kuraufenthalt für eigene Rechnung kann ein

Zuschuß zu badeärztlich verordneten Kurmitteln bis zu
einem Höchstbetrag von je DM 460,-— gewährt werden. Da—

neben werden die Kosten der badeärztlichen Behandlung

übernommen. Die Voraussetzungen für die Gewährung eines

Kurmittelzuschusses legt der Vorstand der Bundesknappschaft

in Eichtlinien_fest".

Danach enthält Satz 4 der Satzung die Normierung eines

Kurmittelzugchusses als Ermessensleistung, Satz 2 die
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Übernahme der badeärztlichen Behandlungskosten für den

Fall, daß von dem Ermessen nach Satz 1 positiv Gebrauch

gemacht wird (vgl. Urteil vom 29. Juni 4976 — 5 RKn 28/75 —)

und Satz 5 die Ermächtigung des Vorstands, durch Verwal-

tungsvorschriften mit verwaltungsinterner Wirkung eine

gleichmäßige Ausübung des Ermessehg zu gewährleisten (vgl.

BSG in SozR 2200 Nr. 5 zu 5 187). Der erkennende Senat

hat in der zuletzt zitierten Entscheidung bereits aus-

geführt, daß unter Kuraufenthalt für eigene Rechnung im

Sinne der Satzung auch die von einem Sozialhilfeträger

gewährte Kur zu verstehen ist.

Gleichwohl hat der Beigeladene keinen Anspruch auf einen

Kurmittelzuschuß, aus dem der klagende Landschaftsverband

Ersatz beanspruchen könnte. Es mag dahingestellt bleiben,

ob "Badearzt" ■n Sinne des 5 66 Abs. 5 der Satzung nur
ein niedergelassener Arzt im Sinne des @7 des Badearzt—
Vertrages vom 51. Januar 4964 ist oder auch ein ange-
stellter Sanatoriumsarzt sein kann. Selbst wenn man

davon ausgeht, daß die Ärzte des Johannes-Straubinger—

Hauses im Sinne des 5 66 Abs. 5 der Satzung Badeärzte
sind, so fehlt es doch an der Voraussetzung, daß der

Beigeladene von diesen Ärzten verordnete Kurmittel in

Anspruch genommen hat. Zwar steht die Tatsache, daß im

Johannes—Straubinger—Haue eine stationäre Heilbehandlung

stattgefunden hat, nicht der Annahme entgegen, daß es
sich auch gleichzeitig um einen Kuraufenthalt gehandelt

hat. Insbesondere Sanatorien erfüllen oft die Mindest—

anforderungen, die an ein Krankenhaus zu stellen sind,

und sind gleichzeitig auf die Anwendung spezieller Heil-

mittel ausgerichtet, wie sie für eine Kur typisch sind

(vgl. hierzu Peters, Handbuch der Krankenversicherung,

17. Aufl., Anm. 5 zu 5 484 a, S. 47/586—15). Gerade die

Kombination von stationärer Heilbehandlung und Anwendung

-?-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


von Kurmitteln ist für Sanatorien bezeichnend. Das SG

hat aber unangegriffen und damit nach 5 165 SGG für den

Senat bindend festgestellt, daß der Beigeladene keine
Kurmittel in Anspruch genommen hat. Diese Feststellung

beruht nicht etwa auf einer unrichtigen Anwendung des

Rechtsbegriffs “Kurmittel” durch das SG. Unter Kurmitteln

sind solche Heihnittel zu verstehen, die für eine orts—
gebundene Kur typisch sind und sich von der sonstigen,

nicht kurbezogenen Heilbehandlung unterscheiden. Deshalb

gehört die Krankenpflege im Sinne des 5 182 Abs. 1 Nr. 1
BVG nicht zu den Kurmitteln, wenn und soweit sie ebenso

gut an dem Wohnort des Versicherten oder an einem

Spezialkrankenhaus gewährt werden könnte. Der klagende

Landschaftsverband hat aber nicht einmal behauptet,

für den Beigeladenen seien während des Aufenthalts im

Johannes—Straubinger—Haus Heilmittel verordnet worden,

die für eine ortsgebundene Kur typisch sind und sich

von üblichen, nicht kurbezogenen Heilmitteln unter—

scheiden.

Die Satzung der Beklagten verstößt insoweit — entgegen

der Ansicht des klagenden LandschaftsVerbandes — auch

nicht gegen den Gleichheitsgrundsatz des Art. 5 Abs. 1

des Grundgesetzes (GG). Nimmt ein Versicherter keine

Kurmittel in Anspruch, so erwächst ihm auch kein Nach—
teil daraus, daß er die Kur in einem Sanatorium durch—

führen muß. Er wird ebenso behandelt wie ein anderer

Versicherter, der die Kur außerhalb eines Sanatoriums

durchführt und ebenfalls keine Kurmittel in Anspruch

nimmt. Da es der Beklagten freistand, von der Ermächti-

gung des @ 187 Nr. 4 RVO Gebrauch zu machen, verstößt die

Satzung auch nicht gegen den Grundsatz der Subsidiarität

der Sozialhilfe, wenn sie den Zuschuß nur bei Inanspruch-

nahme von Kurmitteln vorsah.
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Der Senat hat die danach unbegründete Revision des klagen—

den Landschaftsverbands zurückgewiesen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG.
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